
Der Lissabonner Vertrag teilt Politiken nach Art 
der EU-Zuständigkeit auf. Eine alleinige EU-Zu-
ständigkeit bedeutet, dass nur die EU-Organe diese 
Politiken beschließen. Warum, ist gut am Euro zu 
verstehen: Damit die gemeinsame Währung funk-
tioniert, muss das Hoheitsrecht, „Geld auszugeben“ 
auf eine einzige Institution übergehen. Gleiches 
gilt für Außenzölle oder Fischfangquoten. Anders 
ist es für die Mehrzahl der Tätigkeitsfelder, für die 
eine geteilte Zuständigkeit besteht. In Bereichen, 
in denen EU-Recht verabschiedet wurde, dürfen 
die Staaten weder EU-Recht ignorieren noch wi-
dersprüchliches Recht erlassen und sind somit in 
ihrem Handeln eingeschränkt. In den Teilberei-
chen, für die es keine EU-Beschlüsse gibt, sind Staa-
ten aber explizit nicht eingeschränkt, selbstständig 
zu handeln. Unterstützende Zuständigkeit hat die 
EU in Bereichen, in denen sie keine eigenen Kompe-
tenzen hat und staatliche Maßnahmen unterstützt. 
Zum Beispiel ernennt die EU jährlich zwei Städte in 
der EU zu Europäischen Kulturhauptstädten, wo-
durch Kulturpolitik unterstützt wird, ohne staatli-
che Zuständigkeiten zu beeinflussen.

Für ein besseres Verständnis der EU werden in 
diesem Kapitel beispielhaft zentrale Tätigkeitsfelder 
vorgestellt. Der wichtigste Tätigkeitsbereich der EU 
sind die Marktpolitiken (Binnenmarkt, Wettbewerb,  
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)). Diese 
werden durch den Markt flankierende Politiken 
korrigiert und ergänzt (Landwirtschaft, Kohäsion, 
Soziales). Wie die EU durch Regulierung steuert, 
zeigt sich daran, wie die EU und die Regierun-
gen gemeinsam neue Politikfelder erschließen 
(Umwelt, Digitales); umgekehrt wird gezeigt, wie 
schwer etablierte staatliche Politik anpassbar ist 
(Energie). Der Bereich Justiz und Inneres illustriert 
den Umgang der EU mit Rechten (Freiheit, Sicher-
heit und Recht, Unionsbürgerschaft, Grundrechte). 
Im Außenhandeln wird die globale Rolle der EU 
erörtert (Äußeres, Sicherheit, Verteidigung, Erwei-
terung, Internationale Zusammenarbeit). Es wird 
jeweils kritisch hinterfragt, vor welchen aktuellen 
Herausforderungen die jeweilige Politik steht und 
welche Kontroversen sie begleiten.

Binnenmarkt, Handel, Wett­
bewerb und die Wirtschafts- und 
Währungsunion

Die Schaffung des Binnenmarktes ist die zentrale 
Triebfeder fortschreitender EU-Integration. Heute 
gehören dem Binnenmarkt rund 450 Millionen 
Menschen an, er ist damit noch immer einer der 
stärksten Wirtschaftsräume der Welt. Im Kern ba-
siert der Binnenmarkt auf vier Freiheiten: dem 
freien Verkehr von Gütern, Dienstleistungen, Ka-
pital sowie Personen innerhalb der EU. Der Bin-
nenmarkt schafft für Unternehmen nicht nur einen 
frei zugänglichen Absatzmarkt. Die einheitlichen 
Regeln reduzieren auch Bürokratie, Produktions- 
und Handelskosten. Wie staatliche Wirtschaften 

vom EU-Binnenmarkt profitieren, ist umgekehrt 
am Austritt Großbritanniens zu beobachten. Laut 
Schätzungen ist das britische Wirtschaftswachs-
tum durch den Brexit bis 2025 um 6–8% gesunken, 
Investitionen sogar um 12–18% – mit Folgen für 
Beschäftigung und Produktivität, was soziale Ein-
schnitte nach sich zieht. 

Verbunden sind die Regeln der Freizügigkeit mit 
dem Schengen-Raum, in dem prinzipiell keine Kon-
trollen an Grenzen stattfinden. Diese Regelungen 
werden allerdings von den Mitgliedstaaten immer 
wieder ausgesetzt, vor allem um zu versuchen, den 
Grenzübertritt Asylsuchender zu regulieren. Hie-
rin zeigt sich beispielhaft die Spannung zwischen 
staatlichen und gemeinschaftlichen Interessen 
und Zielkonflikten der Regierungen selbst (offene 
Grenzen und Migrationskontrolle, Kooperation und 
eigenstaatliche Handlungsmacht).

Um auch in Zukunft gut zu funktionieren, wer-
den für den Binnenmarkt immer weitere Felder 
relevant. Momentan werden die Schaffung eines 
digitalen Binnenmarktes und einer Kapitalmarkt-
union diskutiert, um die notwendige Infrastruk-
tur sowie Finanzmittel für den Erhalt der Wettbe-
werbsfähigkeit zu schaffen.

Trotz seines Erfolgs gerät der Binnenmarkt zu-
nehmend in Bedrängnis. Einerseits, weil global die 
Idee freier, regelbasierter Märkte, also des Grund-
pfeilers des EU-Erfolgs, immer weniger geteilt 
wird. Die Einführung von Handelszöllen durch 
die US-Regierung seit 2025 ist ein Beispiel hierfür. 
Außerdem haben sich vor allem im asiatischen 
Raum, angeführt durch China, sehr starke Konkur-
renten auf dem Weltmarkt etabliert. Sie fordern 

Arten von EU-Kompetenzen

Alleinige  
Zuständigkeiten 
EU

Geteilte  
Zuständigkeiten 
EU / Mitgliedstaaten

Unterstützende  
Zuständigkeiten
Mitgliedstaaten (mit EU)

Nur die EU ist zuständig:
Beispiele: Währungs-, Zoll- 
und Handelspolitik, Schutz 
der Meere

EU ist in Teilbereichen zu­
ständig und schränkt Staats­
handeln ein: 
Beispiele: Umwelt- und Ver-
braucherschutzpolitik sowie 
der Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts

EU ist für Maßnahmen 
zuständig, ohne staatliches 
Handeln einzuschränken:
Beispiele: Forschungs- und 
Raumfahrtpolitik sowie Ent-
wicklungszusammenarbeit

Rat kann Maßnahmen im 
EU-Rahmen allein erlassen: 
Beispiele: Koordinierung 
staatlicher Sozialpolitiken 
sowie militärische Missionen 
(williger Staaten)

EU unterstützt, koordiniert, 
ergänzt staatliche Maß­
nahmen: 
Beispiele: Kultur und Touris-
mus sowie Katastrophen-
schutz

Eigene Zusammenstellung Eva G. Heidbreder, Quelle: Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Art. 3–7)

Freizügigkeit im 
Schengen-Raum

Der europäische 
Binnenmarkt gerät 
in Bedrängnis
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Was die EU (nicht) tut: Tätigkeitsfelder und Zuständigkeiten


